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Bericht z.H. des Vorstehers des Departementes für Volkswirtschaft und Raumentwicklung betreffend die Ausarbeitung eines neuen Gesetzes über die Bergführer und Schneesportlehrer
Sehr geehrter Herr Departementsvorsteher

1. Ausgangslage:

Heute ist der Tätigkeitsbereich der Bergführer und Skilehrer und ähnlicher Berufe im Gesetz über den Tourismus vom 09. Februar 1996 geregelt. Das Kapitel 6 behandelt in vier Artikeln das Sachgebiet rudimentär. Die näheren Ausführungsbestimmungen sind in der Verordnung vom 26. Juni 1996 über die Bergführer und Skilehrer und einigen ergänzenden Erlassen geregelt.

Aufgrund verschiedener Interventionen im Grossen Rat betreffend das Gesetz über den Tourismus, hat der Staatsrat in seiner Sitzung vom 07. Juli 2004 eine ausserparlamentarische Kommission eingesetzt und diese mit der Revision des entsprechenden Gesetzes beauftragt. Schon bald hat die Kommission festgestellt, dass das Bergführer- und Skilehrerwesen zwar mit dem Tourismus eng verbunden sei, aber eigentlich ein Fremdkörper in einem Gesetz darstelle, das die Förderung einer Branche zum Ziel habe und nicht ein Polizeigesetz darstelle. Darum hat die Kommission eine Untergruppe beauftragt, sich diesem Bereich besonders anzunehmen. Im Einverständnis mit dem damaligen Vorsteher des Volkswirtschaftsdepartementes wurde ein eigenes Gesetzt erarbeitet.

Diese Untergruppe bestand aus den Kommissionsmitgliedern:


Herbert Volken, Präsident


Dominique Delaloye


Martin Kisseleff


Beatrice Meichtry

Die Arbeiten erfolgten unter Beizug von folgenden Experten


Roland Andeer


Fritz Anthamatten


Pierre Mathey


Pierre-André Veuthey

Sowie der Dienstchefs François Seppey und Philippe Spörri.

Diese haben in mehreren Sitzungen Vorschläge z.H. der Gesamtkommission ausgearbeitet. An ihrer ganztägigen Plenarsitzung vom 24. Februar 2006 in Siders hat die ausserparlamentarische Kommission den Vorschlag der Untergruppe eingehend diskutiert und verschiedene Änderungen und Anpassungen angebracht und entschieden, das Spezialgesetz gleichzeitig mit den Ergebnissen für die Revision des Gesetzes über den Tourismus Ihnen, Sehr geehrter Herr Departementsvorsteher z.H. des Staatsrates zu unterbreiten.

2. Gesetzesvorschlag:

Der Titel des Gesetzesvorschlages lautet: «Gesetz über das Bergführer- und Schneesport-Lehrerwesen sowie das Anbieten von Risikosportarten».

Grundsätzlich muss sich jedermann im Klaren sein, dass es bei diesem Gesetz um einen Eingriff in die Handels- und Gewerbefreiheit geht. Darum soll sich die Legiferierung auf drei Bereiche beschränken, nämlich auf die Sicherheit der Gäste und der Berufsausübenden, die Ausbildung und damit die Qualität des Angebotes und schlussendlich um die geordnete Berufsausübung.

3. Inhalt:

Das Gesetz umfasst 5 Kapitel. Das Kapitel 1 beinhaltet den Zweckartikel, den Anwendungsbereich sowie einige Bestimmungen, um nicht dem Gesetz unterworfen zu sein. Im Kapitel 2 werden die Organisations- und Zuständigkeitsstufen bezeichnet. Das Kapitel 3 regelt das Bewilligungsverfahren. Im Kapitel 4 werden das Vorgehen und die Konsequenzen bei Zuwiderhandlungen festgelegt und das Kapitel 5 befasst sich mit den Schluss- und Übergangsbestimmungen.

Kapitel 1:

Im Zweckartikel wird festgelegt, dass nur im Sinne der Sicherheit legiferiert werden kann. Einerseits wird damit den verfassungsrechtlichen Voraussetzungen für den Eingriff in die Handels- und Gewerbefreiheit Genüge getan. Andrerseits wird damit ein entscheidendes Postulat der der Tourismuspolitik erfüllt. Der Bereich Sicherheit bildet in dieser Politik eines der fünf Kapitel und steht ausdrücklich unter dem Titel «Sicherheit».

Die Sicherheit soll namentlich durch eine angepasste und qualitativ hoch stehende Ausbildung erreicht werden, die den Berufsausübenden die notwendigen persönlichen Voraussetzungen vermitteln, damit sie ihren Gästen den grösstmöglichsten Schutz vor Gefahren garantieren können.
Der Anwendungsbereich wird auf die gegen Entgelt ausgeübte Tätigkeit beschränkt. Zudem sollen nur diejenigen Berufe geregelt werden, bei deren Ausübung sich die Betroffenen (Gäste und Führer) in eine beträchtliche Gefahrensituation begeben. Dabei werden sowohl natürliche als auch juristische Personen den Bestimmungen des Gesetzes unterstellt.

Ausnahmen sollten grundsätzlich keine gewährt werden. Aus Praktibilitätsgründen werden aber wenige und zeitlich beschränkte Befreiungen von den persönlichen Voraussetzungen erwähnt.

Kapitel 2:

In diesem Kapitel werden die Zuständigkeiten festgelegt und die Aufgaben zugeordnet.

Dem Staatsrat obliegt die Oberaufsicht sowie der Erlass von den erforderlichen Ausführungsbestimmungen auf dem Verordnungswege.

Die Anwendung soll durch das für den Tourismus zuständige Departement erfolgen. Durch diese Regelung soll die Nähe zum Tourismus unterstrichen werden.

Dem Departement und damit auch dem Staatsrat, wird eine ständige Fachkommission beigeordnet. Die Aufgaben und Kompetenzen dieser Kommission werden in einer Leistungsvereinbarung festgelegt und geregelt.

Kapitel 3:

Hier werden die Voraussetzungen für die Erteilung von Bewilligungen geregelt. Dabei werden auch alle festen Anlagen für die Ausübung von Risikoaktivitäten einer Bewilligungspflicht unterstellt.

Dem Staatsrat wird die Kompetenz übertragen, die Bewilligungsvoraussetzungen auf dem Verordnungswege zu regeln. Er muss dabei allerdings zwingend den eingegangenen Risiken Rechnung tragen. Dadurch soll verhindert werden, dass sich die Regierung allenfalls an den Bedürfnissen des Berufsschutzes orientiert und so Bedingungen aufstellt, die über die Sicherheitsbedürfnisse hinausgehen.

Grundsätzlich werden keine eigenen Ausbildungsangebote geschaffen. Die Ausbildungsgänge der Berufsorganisationen werden grundsätzlich anerkannt. Allerdings wird auch die Möglichkeit geschaffen, für die Anerkennung Mindestanforderungen festlegen zu können.

Die Bewilligung und Patente werden – im Gegensatz zum heute geltenden Recht – unbefristet erteilt. An die Bewilligung können auch in Zukunft Bedingungen geknüpft werden, bei deren Nichteinhaltung ein Entzug erfolgen kann. Namentlich müssen sich alle Inhaber von Bewilligungen für Rettungseinsätze zur Verfügung stellen.

Kapitel 4:

Hier wird namentlich festgelegt, dass Zuwiderhandlungen mit Bussen bis zu Fr. 5'000.-- und im Wiederholungsfalle bis zu Fr. 50'000.-- bestraft werden können. Bei Zuwiderhandlungen kann zudem die erteilte Bewilligung für eine zeitlich beschränkte oder unbeschränkte Zeit entzogen werden.

Für die Festlegung der Sanktionen wird das für den Tourismus zuständige Departement bezeichnet; Rekursinstanz ist das Kantonsgericht.

In diesem Kapitel wird auch festgelegt, dass für Kontrollaufgaben die Inspektoren zur Bekämpfung der Schwarzarbeit herangezogen werden können.

Kapitel 5:

Es befasst sich mit den aufzuhebenden Bestimmungen und den Übergangsregelungen. Dabei werden die bis heute erteilten Patente und Bewilligungen grundsätzlich anerkannt. Sowohl Patente wie Bewilligungen werden bisher für die Dauer eines Jahres erteilt. Darum müssen sie alle neu beurteilt werden. Dabei werden die Patentvoraussetzungen beibehalten und anerkannt, während die Voraussetzungen für die Erteilung von Betriebsbewilligungen, beispielsweise Skischulen, neu festgelegt.

Das Gesetz untersteht dem fakultativen Referendum.

4. Weiteres Vorgehen

Die Kommission und die Dienststelle für Wirtschaft und Tourismus sowie die Dienststelle Verwaltungs- und Rechtsdienst schlagen Ihnen vor, den vorliegenden Gesetzesentwurf und den begleitenden Bericht zur Kenntnis zu nehmen, dem Staatsrat vorzulegen und Ihr Departement zu beauftragen, eine kleine Konsultation durchzuführen.

Dabei ist festzuhalten, dass sich weder Sie als Departementsvorsteher, noch der Gesamtstaatsrat zum Inhalt des Entwurfes äussert, sondern lediglich die Vorschläge zur Kenntnis nimmt.

Der Vorschlag, eine kleine Konsultation durchzuführen wird damit begründet, dass nur eine ganz kleine Zahl der Walliser Bevölkerung direkt betroffen ist und dabei lediglich einen kleinen Bereich regelt, wobei der Aspekt der Sicherheit nicht vermindert werden soll, sondern sich lediglich auf die Anzahl Personen bezieht.

In diesem Sinne schlagen wir Ihnen, Sehr geehrter Herr Departementsvorsteher vor, dem Staatsrat diesen Bericht zur Kenntnis zu bringen und den beiliegenden Beschlussentwurf zur Genehmigung zu unterbreiten.

Sitten, den 30. März 2006 / WS


Dienststelle für Wirtschaft und Tourismus
Verwaltungs- und Rechtsdienst


sig. François Seppey, Dienstchef
sig. Philippe Spörri, Dienstchef


Ausserparlamentarische Kommission
Untergruppe Ausbildung


sig. Fernand Nanchen, Präsident
sig. Herbert Volken, Präsident
Beilagen:
- Gesetzesentwurf


- Entwurf Staatsratsbeschluss
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